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20. März 2015 ƴ Ausgabe 06/15 

 

Liebe Leserinnen und Leser,  

 

wir alle verfolgen  die schwierige und hochemotionale Debatte i n Deutschland und 

Griechenland, die derzeit von einigen Medien  in beiden Ländern v erantwortungslos 

befeuert wird. Die SPD -Abgeordneten im Deutschen Bundestag möchten  einen  

Beitrag dazu leisten, dass die Debatte sachlich und verständnisvoll geführt wird.  

Zwischen Berlin und Athen bestehen unterschiedliche R echtsauffa ssungen, ob das 

Thema Reparationen abgeschlossen ist oder nicht. Für die se Fragen ist innerhalb 

der Bundesregier ung das Bundesfinanzministerium zuständig. In der 

völkerrechtlichen Bewertung sind sich die  Ministerien aber völlig einig: Alle 

Reparationsfrage n, einschließlich Zwangsanleihen, sind r echtlich abschließend 

geregelt. Vor allem aber darf kein Zusammenhang konstruiert werden zwischen 

furchtbaren Verbrechen während des Zweiten Weltkrieges und der aktuellen 

wirtschaftl ichen, sozialen und 

politischen Lage in Griechenland.  

Foto: BMFSFJ   

 

Das Nazi -Regime hat schreckliche 

Gräueltaten in Griechenland 

begangen, für die wir historische 

und moralische Verantwortung 

tragen. Umso wichtiger ist es,  dass 

beispielsweise im Rahmen des Deutsch -Griechischen Zukunftsfonds die schwierige 

Geschichte gemeinsam auf gearbeite t wird. Mit dem Deutsch -Griechischen 

Jugendwerk soll zur besseren Verständigung beitragen und ganz bewusst ein 

konkretes Angebot an die vielen jungen Griechinnen und Griechen  

unterbreitet werden , die infolge der Krise vor einer ungewissen Zukunft stehen.  

Angesichts der angespannten und aufgeladenen Si tuation auf beiden Seiten sollte 

nicht noch weiteres Öl ins F euer gegossen werden . Wir müssen miteinander, nicht 

übereinander reden.  

 

Insbesondere in Deutschland, als starkem Land in der Mitte Euro pas, sollten wir die  

Worte besonders sorgfältig wägen. Fakt ist: Vielen Menschen in Griechenland geht 

es sehr schle cht. Das muss anders und besser werden, und genau das ist das Ziel 

der europäischen Bemü hungen.  

 

 

http://www.dji.de/index.php?id=1428
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Als Sozialdemokratinnen und Soziald emokraten haben wir durc hgesetzt, dass die 

EU Wachstum, Investitionen und Beschäftigung ganz oben auf die Agend a gesetzt  

hat.  Jetzt müssen wir liefern, damit die e uropäische Idee in der gesamten EU wieder 

zum Hoffnungsversprechen wird.  Europa ist aber kein Pokerspiel, Eur opa lebt vom 

Kompromiss und von  gegenseitigem Vertrauen.  Sol idarität ist eben keine Einbahn , 

sondern ei ne Zweibahnstraße.  

Aus diesem Grund muss aber auch Grieche nland seinen Beitrag leisten. K onkrete, 

umsetzbare Vorsch läge und eine kohärente Kommunikation  sind nötig . Unser 

politisches Ziel ist, da ss Griechenland in der Eurozone bleibt. Daran hat sich nichts  

geändert. Im Gegenzug  muss die griechische Regierung jedoch bereit sein , die 

vereinbarten Reformen und Verpflichtungen umzuse tzen ï genau so, wie  dies mit 

der Eurogruppe am 20. Februar vereinbart w urde. Das war die Basis für die 

Verlängerung des EFSF -Prog ramms am 28. Februar. Ein so gena nnter ĂGrexitñ hªtte 

jedenfalls verheerende politische Folgen für ganz Europa. Und Europa bra ucht 

gerade jetzt dringend Geschlossenheit angesichts der zahlreichen Krisen.   

 

 

Wochen gegen Rassismus und k ein Platz für Nazis  

 

Auch zu Beginn der Internationalen 

Wochen gegen Rassismus  (16 bis 29. 

März) wird es wieder Aufmärsche gegen eine 

vermeintliche Überfremdung Deutschlands 

geben. Wie der werden sich diesen 

ĂSpaziergªngernñ aber auch Tausende 

Menschen entgegenstellen, die sich zu 

Vielfalt, Demokratie und einer bunten 

Gesellschaft bekennen. Sie zeigen, dass 

Rassismus und Fremdenfeindlichkeit nicht zu 

Deutschland gehören. Die Internationa len Wochen gegen Rassismus 2015 wollen hierzu 

einen Beitrag leisten.   

Springerstiefel, Bomb erjacke und Glatze: Schon lange sind Neonazis nicht m ehr so einfach 

zu erkennen. Die Rechtsextremen von heute  setzen auf subtilere Taktiken. Sie posten Fotos, 

Videos  und Hetzartikel im Internet, ver anstalten konspirative Konzer te und suchen in 

Fußballstadien nach neuen Anhängern. Dabei verstehen sich die  braunen Rattenfänger in 

der Kunst der Tarnung: Wer ihre Codes und Symbole nicht kennt, fä llt schnell auf ihre 

Propa ganda herein.  

 

http://www.spdfraktion.de/themen/365-tage-gelegenheit-f%C3%BCr-zivilcourage
http://www.spdfraktion.de/themen/365-tage-gelegenheit-f%C3%BCr-zivilcourage
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Rechtsextremismus ist in Deutsc hland leider kein Randphänomen: Quer durch die 

Gesells chaft lassen sich rechtsextreme und andere menschenfeindliche Einstellungen  

finden. Umso wichtiger ist  es, entschieden für Demokratie und Menschenrecht e einzustehen 

und Rassismus und Nazi -Parolen eine klare Absage zu erteilen.   

Eine neu veröffentlichte Broschüre  hilft dabei, die Strategien  der Neo nazis  zu 

entlarven , klärt über ihre Erkennungszeichen auf und  informiert über das Engagem ent der 

SPD-Bundestagsfraktion. Klar ist: Rec htsextreme und Rassisten dürfen in Deutschland 

keinen Platz haben.  

 

DIW - Studie  im Auftrag der SPD - Fraktion  

Sie würde Deutschland jährlich Milliarden Euro an Mehreinnahmen bescheren. Sie würde zu 

mehr Gerechtigkeit führen. Sie würde endlich diejenigen an den kosten der Finanzkrise 

beteiligen, die sie mitverursacht haben. Sie würde für mehr Stabilität und fiskalischer 

Harmonisie rung in der EU sorgen. Die SPD -Bundestagsfraktion fordert sie seit Langem: eine 

länderübergreifende Finanztransaktionssteuer . Aus diesem Grund wurde ein  

Forschungsauftrag an das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung Berlin (DIW) mit d er 

Frage vergeben, welche fiskalischen und ökonomischen Auswirkungen eine nur 

eingeschränkte Finanztransaktionssteuer hätte.   

Die Studie kommt zu bemerkenswerten Ergebnissen  von denen an dieser Stelle zwei Punkte 

beispielhaft genannt werden : Bei Steuersätzen von 0,1 Prozent für Wertpapiere und 0,01 

Prozent für Derivate ergibt sich für Deutschland ein mögliches Aufkommen zwischen 18 und 

44 Milliarden Euro.  Werden Derivate nicht besteuert, geht das Aufk ommen aus der Steuer 

in Deutsch land um meh r als  90 Prozent zurück und a uch der Hand el mit Staatsanleihen 

sollte be steuert werden.   

 

Mehr Sozialhilfe für Menschen mit Behinderung ohne eigenen Haushalt  

Erwachsene Menschen mit 

Behinderungen, die bei Angehörigen 

leben, bekommen zukünftig mehr 

Sozialhilfe. Das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales kündigte an, dass der 

Regelsatz auf das Niveau für 

Alleinstehende angehoben wird. Die SPD -

Bundestagsfraktio n begrüßt, dass mit 

dieser Regelung eine Benachteiligung von 

Menschen mit Behinderungen  

aufhört.  

 

 

http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/zur_sache_web_keinplatzfuernazis_a6_201501.pdf
http://www.spdfraktion.de/sites/default/files/gutachten_fts-2015_feb18-final.pdf
http://www.spdfraktion.de/themen/finanztransaktionssteuer-br%C3%A4chte-milliarden-f%C3%BCr-deutschland
http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/mehr-sozialhilfe-für-menschen-mit-behinderung-ohne-eigenen-haushalt
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Investitionen im Baubereich und Klimaschutz  

In den kommenden drei Jahren wird der Bund insgesamt zehn Milliarden Euro für zusätzliche 

Investitionen  bereitstellen. Heute hat das Bundeskabinett mit dem Nachtragshaushalt 

2015 die endgültige Verteilung des Investitionspakets beschlossen: Mit 859 Millionen Euro 

fließt ein großer Teil in den Baubereich und in 

den Klimaschutz. Die Stärkung der 

Bundesausgaben im Zuständigkeitsbereich 

von Bauministerin Dr. Barbara Hendricks wird 

in den Kommunen deutlich sicht bar sein.  

So wird das erfolgreiche Bundesprogramm 

ĂNationale Projekte des Stªdtebausñ um 

weitere 84,5 Millionen Euro aufgestockt. Das 

Programm, das auf die Initiative der SPD 

zurückgeht und bei seinem ersten 

Projektaufruf 2014 bereits mehr als 18 - fach 

übe rzeichnet war, fördert herausragende Projekte des Städtebaus mit besonderer 

nationaler Wahrnehmbarkeit und hoher Qualität. Die starke Nachfrage zeigt, wie groß der 

Bedarf in den Kommunen für bedeutende Projekte des Städtebaus ist.  

 

 

Empfänger von EU - Agrars ubventionen transparent machen  

Die Bundestagsabgeordneten  beraten in erster Lesung einen Gesetzentwurf, der 

Informationspflichten über die Empfänger von EU -Agrarsubventionen neu regelt .  

Diese wurden im Rahmen der Re form der 

europäischen Gemeinsamen Agrarpolitik neu 

geregelt un d jetzt in nationa les Recht umgesetzt.  

Neu geregelt werden die inhaltlichen 

Mindestanfor derungen und die Schwellenwerte. 

Die Namen der Begünstigten müssen 

veröffentlicht werden. Die Informationspflichten 

in der Fischerei wurden  überarbeitet und 

Datenschutzbedingungen verbessert . 

 
 

http://www.spdfraktion.de/presse/pressemitteilungen/investitionspaket-spd-setzt-investitionen-im-baubereich-und-klimaschutz-du
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Neubau der Rheinbrücke der A1 bei Leverkusen beschleunigen  

Mit der Rheinbrücke bei Leverkusen ist eine zentrale Brücke der wichtigen Verkehrs -

verbindung A1 irreparabel beschädigt und muss  dringend du rch einen Neubau er setzt 

werden. Aus baulichen und verkehrstechnischen  Gründen muss dies im Zusammenhang mit 

dem acht streifigen Ausbau der S trecke erfolgen. Mit dem vorlie genden Gesetzentwurf soll 

dieser Ausbau in die Liste von Infrastrukturvorhaben auf -genommen werden, für die mit 

dem Bundesverwaltungsgericht nur eine ei nzige Ge richtsinstanz für Klagen gegen 

Planfeststellungsbeschlüsse möglich ist. Damit soll das Bauprojekt beschleunigt werden, 

auch wenn es bisher nicht im geltenden Be darfsplan aufge führt war. In den 

parlamentarischen Beratungen werden wir zudem prüfen, ob noch weitere, vordringliche 

Brückenbauvorhaben in den Gesetzentwurf aufgenommen werden können.   

 

 
Weitere finanzielle Entlastungen  

Am Mittwoch hat das Bundeskabinett den Weg 

für we itere finanzielle Entlastungen der 

Kommunen frei gemacht. Zusätzlich zur bereits 

beschlossenen Soforthilfe von jeweils einer 

Milliarde Euro für dieses und das kommende 

Jahr wird es 2017 eine weitere Entlastung von 

bundesweit 1,5 Milliarden Euro geben.   

 

Das nordrhein -westfälische Innenministerium 

hat nun eine erste Berechnung der finanziellen Auswirkungen für di e jeweiligen Kommunen 

vorgelegt:  Demnach erhält Hamm bis einschließlich 2017 voraussichtlich insgesamt 11,42 

Mio. Euro, Lünen rd. 2,2 Mio. Euro, Selm rd. 350.000 Euro und Werne rd. 1 Mio. Euro 

zusätzlich. Hinzu kommen zusätzlich 3,2 Mio. Euro für den Kreis Unna für die Kosten der 

Unterku nft und Heizung Im Rahmen nach der SGB II -  Leistungen (KdU), von denen auch 

die Städte Lünen, Selm und Werne profitieren werden.   

 

Dies sind gute Nachrichten für die Städte in meinem Wahlkreis. Die SPD setzt sich 

beharrlich für die Verbesserung der kommuna len Finanzsituation ein und hat hier wieder 

einmal einen Erfolg vorzuweisen. Im Verlauf der Legislaturperiode wurden schon eine 

Reihe von Entlastungen beschlossen, so zum Beispiel jeweils 500 Millionen Euro für die 

Jahre 2015 und 2016 zur Bewältigung der g estiegenen Flüchtlingsströme sowie das jüngst 

vereinbarte Investitionsprogramm von 3,5 Milliarden Euro, das besonders 

finanzschwachen Kommunen zugutekommt.  
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Die SPD steht für die Herstellung gleicher Lebensverhältnisse in ganz Deutschland. Die 

jetzt besch lossenen finanzie llen Entlastungen, die auch in unserer Region  ganz konkret 

helfen werden, sind ein weiterer Beweis für die Verlässlichkeit unserer Vorhaben . 

 

 
Jugend und Parlament : Kommt nach Berlin und macht mit!   

Endlich mitentscheiden und 

mitmischen, wenn sich Po litiker um 

Gesetzentwürfe streiten : Darum geht 

es bei der jährlichen Aktion des 

Bundestages  mit dem Namen 

"Jugend und Parlament" (JuP). Das 

Planspiel  findet dieses  Jahr vom 13. 

Juni bis 16. Juni 2015  statt.  

Die mehr als 300 Teilnehmer reisen nach Berlin, schlüpfen in die Rollen fiktiver 

Bundestagsabgeordneter, sitzen im echten Plenarsaal und sprechen unterm Bundesadler 

an genau dem Rednerpult, das man regelmäßig in den Nachrichten sehen kann.  Ziel der 

Simulation ist es, dass Jugendliche im Alter von 16 bis 20 Jahren die Arbeit der 

Abgeordneten kennenlernen ï in Landesgruppen, Fraktionen, Arbeitsgruppen und 

Ausschüssen. Das Planspiel, das jedes Jahr im Juni stattfinde t, soll die Arbeitsweise des 

Bundestages vermitteln, nicht politische Inhalte. Auch üben die Jugendlichen sich im 

Debattieren und versuchen, Mehrheiten für ihre politischen Anliegen zu gewinnen.  

Und damit das Ganze so authentisch wie möglich abläuft, gibt  es anfangs für jeden 

gewissermaßen ein neues Leben. Am ersten Tag werden die Rollen verteilt. Welcher fiktive 

Bundestagsabgeordnete sie sein werden, können sich die Jugendlichen vorher nicht 

aussuchen ï Name, Partei und politische Ausrichtung werden ihnen  zugewiesen. Es kann 

also durchaus vorkommen, dass sich beispielsweise ein Fan der Linken bei JuP als 

konservativ ausgeben muss und ein eingefleischter CDU -Wähler sich in einer grünen 

Fraktion wiederfindet. Neben dem eigentlichen Planspiel können die Jugen dlichen in Berlin 

an organisierten  Stadtrundfahren teilnehmen, mein  Büro in Berlin besuchen und weitere 

prominente Politiker treffen. Die Kosten für Anreise, Unterkunft und Verpflegung übernimmt 

der Deutsche Bundestag.  

Wer aus meinem Wahlkreis Hamm, Lünen,  Selm oder Werne Interesse hat, daran 

teilzunehmen, kann sich  bis spätestens zum 31. März an mein Büro in Berlin unter 

michael.thews@bundestag.de  wenden . Ich freue mich auf die Emails!  

http://www.mitmischen.de/erleben/besucheWorkshopCo/JuP/index.jsp
http://www.mitmischen.de/erleben/besucheWorkshopCo/JuP/index.jsp
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Gesunde Ernährung  

Am 15. März war Weltverbrauchertag, der in diesem Jahr unter dem Motto ĂGesunde 

Ernªhrungñ stand. Obwohl die meisten Menschen sich und ihre Kinder gesund ernªhren 

wollen, schaffen sie es im Alltag oft nicht. Vor allem Familien mit niedrigem Einkommen 

und Bildungsgrad sind von Fehlernährung betroffen. D ie SPD-Bundestagsfraktion will 

dagegen steuern, indem bessere Rahmenbedingungen geschaffen werden.  

ĂGesunde Ernªhrung f¿r alle ï das ist ein Gebot sozialer Gerechtigkeit. Die SPD 

Abgeordneten im Deutschen Bundestag wollen, dass   alle Kinder -  unabhängig vom  

Geldbeutel der Eltern -   Zugang zu einer ausgewogenen, hochwertigen Schul -  und 

Kitaverpflegung bekommen. Sie streben eine 

nationale Strategie zur Reduktion von zu viel Salz, 

Fett und Zucker in Fertigprodukten, vor allem in 

Lebensmitteln für Kinder, an. Beispielsweise soll d ie 

Überflutung von Kindern mit Werbung für ungesunde 

Lebensmittel eingedämmt werden und Kindergärten 

und Grundschu len müssen werbefreie Zonen  bleiben. 

Darüber hinaus soll Ernährungsbildung in den 

Lehrplänen verankert werden.  Gemeinsam mit 

unserem Koalitionspartner haben wir diese 

Maßnahmen im Januar im Bundestag beschlossen. 

Nun m¿ssen wir sie z¿gig auf den Weg bringen.ñ  

 
 

 
Gesundheitsförderung und Prävention stärken  

In unserer alternden Gesellschaft sind Gesundheitsförderung und Prävention wichtiger denn 

je. Mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Präventionsgesetz, über den wir in 1. 

Lesung beraten, sollen Gesundheitsförderung und Prävention besser unterstützt un d 

finanziert werden. Ziel ist es, Krankheiten zu vermeiden, bevor sie entstehen oder sie in 

ihrem Verlauf positiv zu beeinflussen. Dafür sollen Prävention und Gesundheitsförderung in 

allen Lebensbereichen erfolgen: in Kitas, Schulen, im Betrieb oder Pflege heim.  

Arbeitsschutz und betriebliche Gesundheitsvorsorge sollen enger miteinander verknüpft 

werden, Früherkennungsuntersuchungen fortentwickelt und das Impfwesen gefördert 

werden. Konkret sieht der Gesetzentwurf vor, dass Krankenkassen mindestens zwei Eur o 

jährlich für jeden Versicherten ausgeben müssen, um Betriebe bei der 

Gesundheitsförderun g zu unterstützen.  
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Insgesamt sol len die Krankenkassen ab 2016 mindestens sieben Euro jährlich pro 

Versicherten für Gesundheitsförderung und Prävention ausgeben. Kün ftig sollen zudem 

Pflegebedürftige, die in Pflegeheimen wohnen, Anspruch auf Präventionsleistungen 

erhalten.  

 

Kompostverwertung erhalten  

Stickstoffe reduzieren, Kompostverwertung erhalten: 

Diese Voraussetzungen muss die für dieses Jahr 

geplante Novellierung der Düngeverordnung erfüllen. 

Als Mitglied des Umweltausschusses des Deutschen 

Bundestages möchte ich betonen, dass e s richtig ist, 

dass wir unsere Gewässer schützen und den 

Nitratgehalt im Grundwasser und in den 

Oberflächengewässern senken . Ich setze mich  dafür 

ein, dass die Landwirte auch weiterhin Kompost auf die 

Äcker bringe n dürfen. Das ist wichtig für eine 

funktionierende Kreislaufw irtschaft und die 

Verwendung von Bioabfällen.  

Die Regelungen im bisherigen Entwurf der Novelle könnten die bewährte 

Kompostverwertung gefährden. Die Ausbringungsobergrenze für Stickstoff in Höhe von 170 

kg Stickstoff pro Hektar und Jahr soll in Zukunft für  alle Düngemittel pflanzlicher Herkunft 

und deren Mischungen gelten. Gleichzeitig sollen auch die Zeiträume, in denen 

stickstoffhaltige Düngemittel aufgebracht werden dürfen, begrenzt werden.  Diese 

Regelungen sind grundsätzli ch wünschenswert und sinnvoll, eine Pauschalisierung für alle 

Düngemittel pflanzlicher Herkunft dagegen nicht , für den Kompost mu ss es Ausnahmen 

geben . Kompost wird vor allem als Humusbildner eingesetzt und enthält nur geringe Anteile 

von direkt  wirksam werdendem Stickstoff. Aus diesem Grund bin ich  der Meinung, dass es 

für Kompost sowohl im Hinblick auf die Stickstoffhöchstgrenze als auch auf die zeitliche 

Begrenzung der Ausbringung Ausnahmen geben muss, ohne dass dabei ein Schlupfloch 

entsteht, das zur  Umgehung der Regelungen führt.  

Dies ist auch vor dem Hintergrund wichtig, dass Deutschland seit dem 1. Januar 2015 seine 

Bioabfälle  flächendeckend erfassen muss. Mit den vorgesehenen Regelungen würden wir 

die Verwertungsmöglichkeiten für Bioabfall stark eingrenzen. Wir wollen aber im Sinn e einer 

effektiven Kreislaufwirtschaft gerade weg von der Verbrennung von Bioabfall und hin zu 

einer sinnvollen stof flichen Verwertung.  
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Alleinerziehende wirksam unterstützen   

Die finanzielle Unterstützung von Familien muss dort ankommen, wo sie wirklich  gebraucht 

wird: Bei Familien mit niedrigem Einkommen und Alleinerziehenden. Denn es darf nicht 

sein, dass die Entlastung von Familien mit schwächeren Einkommen hinter der für hohe 

Familieneinkommen zurück bleibt. Kinder dürfen nicht zum Armutsrisiko werden !  

Im Vorfeld des Internationalen 

Frauentags haben sich ASF -Frauen 

gemeinsam mit den delegierten 

Frauen des Unterbezirksparteitages in 

Hamm  dafür ausgesproc hen, 

Alleinerziehende nicht im R egen 

stehen zu lassen  und eine 

öffentlichkeitswirksame Aktion 

durchge führt. Alleinerziehende sollen 

im Familien - , Steuer -  und 

Sozialrechtentsprechend ihrer 

Mehrbelastung gerechter behandelt 

werden. Die Bundesregierung wird aufgefordert eine Gesetzesinitiative zu starten, die 

Alleinerziehende steuerlich besserstellt.  

 

Mitgli ederversammlung Ortsverein Altlünen  

In dieser Sitzungswoche wurde in meinem Ortsverein der Vorstand neu gewählt.  

Ich freue mich sehr, in Abwesenheit einstimmig als stellvertretener Ortsvereinsvorsitzender 

bestätigt worden zu sein und freue mich auf die weitere Zusammenarbeit!   

Alter und neuer Vorsitzender ist Ratsherr Rüdiger Billeb. Ebenfalls als stellv. Vorsitzende 

bestätigt wurden Angela Wegnener -Nachtkamp und Ratsherr Holger Kahl.  

 

Dominik Billeb ist als 

ehemaliger Beisitzer ein 

neuer  Stellvertreter  im 

Ortsverein.   

Auch Geschäftsführer 

Bruno Sieger und 

Kassierer Manfred 

Boblitz wurden bestätigt.  


